
 

 

VI-3 Kart 137/12 (V) 

 

 

Leitsätze  

 

 

§ 65 Abs. 2 EnWG, § 46 Abs. 2 Satz 2 EnWG a.F. 

 

1. Im Rahmen der allgemeinen Missbrauchsaufsicht nach § 65 Abs. 2 EnWG sind auch 

strukturelle Maßnahmen der Regulierungsbehörde zulässig, die Eingriffe in die Unter-

nehmenssubstanz darstellen. Allerdings sind bei der Frage der Erforderlichkeit und der 

Angemessenheit solcher Maßnahmen strenge Maßstäbe anzulegen. 

 

2. § 46 Abs. 2 S. 2 EnWG in der bis zum 03.08.2011 gültigen Fassung begründet keinen 

Anspruch auf Übertragung des Eigentums an den für den Betrieb der Netze der allge-

meinen Versorgung im Gemeindegebiet notwendigen Verteilungsanlagen. 

 

3. Geht die Regulierungsbehörde im Rahmen ihrer allgemeinen Missbrauchsaufsicht ge-

gen einen Verstoß des Netzbetreibers gegen seine Überlassungspflichten aus § 46 

Abs. 2 S. 2 EnWG vor, so hat sie die Tatbestandsvoraussetzungen dieser Norm, ins-

besondere den wirksamen Abschluss eines neuen Konzessionsvertrags, umfassend 

zu überprüfen. 

 

4. Verteilungsanlagen, die sowohl der örtlichen als auch der überörtlichen Versorgung 

dienen, (sog. gemischt genutzte Anlagen) sind vom Überlassungsanspruch des § 46 

Abs. 2 S. 2 EnWG nicht erfasst. 

 

 


